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2) die Appellationsgerichte in den Fallen , wo die Bezirks⸗

gerichte als correctionelle Gerichte geurtheilt haben ;

3 ) das Oberappellationsgericht in den Fällen , wo die

Bezirksgerichte in ihrer Zuſammenſetzung als Criminalge⸗

richte urtheilen .

Die Staatsanwaltſchaſt verrichtet bei den Appellations⸗

gerichten der dabei angeſtellte Oberſtaatsanwalt , bei dem

Oberappellationsgerichte der Generalſtaatsanwalt .

II . Gründung des Verfahrens .

§. 3.

a . Der Anklageproceß liegt dem ganzen Verfahren

zu Grund . Daher überall die Einwirkungdes Staatsan⸗

walts als öffentlichen Anklägers vom Anfang bis zu Ende

des Proceſſes , daher die Beſtimmung , daß von den Anträ⸗

gen des Staatsanwalts die Einſchreitung und Fortſetzung

der Vorunterſuchung abhängt , unbeſchadet der unverzüg —

lichen Einleitungen und Verfügungen anderer Behörden ;

daß der Staatsanwalt , ſobald die Verſetzung in den An⸗

klageſtand erkannt iſt , die Anklagsacte fertigt , welche

die Grundlage des Verfahrens vor dem urtheilenden Gerichte

bildet , daß über die Anträge des Staatsanwalts hinaus in

deterius nicht erkannt werden darf , daß er im oͤffentlichen

Intereſſe appellirt .
b . Das Hauptverfahren vor dem urtheilenden Gericht iſt

mündlich , ſo wie hingegen die Vorunterſuchung ſchrift⸗

lich zu Protokoll gepflogen wird .

Die Folge hiervon iſt : daß der Angeklagte und ſein Ver⸗

theidiger vor dem verſammelten Gericht gehört wird , daß

der Staatsanwalt hiebei mündlich handelt , und daß die

Zeugen , deren Vorladung beſchloſſen iſt , vernommen werden .
Die Zeugen werden jedoch ſchon in der Vorunterſuchung

beeidigt , und in die Hauptſitzung werden ſie nur dann yor

geladen , 4) wenn der Staatsanwalt ihre Vorladung ver⸗
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langt , 2 ) wenn der Angeſchuldigte die Vorladung derjenigen

Zeugen , deren der Staatsanwalt ſich bedienen will , ver⸗

langt , 3 ) wenn der Angeſchuldigte die Vorladung der von

ihm aufgeführten Entſchuldigungszeugen verlangt , und das

Gericht die Vorladung als zuläſſig erkennt .

Außer dieſen Fällen werden die Zeugenausſagen aus der

Vorunterſuchung verleſen ( § . 293 , 353 , 385 . )

Bei vorhandenem Geſtändniſſe kann die Vorladung der

Zeugen unterlaſſen werden .

Das in der Vorunterſuchung abgelegte Geſtändniß , wenn

es in der Sitzung widerrufen wird , behält die Wirkung , die

je nach Maßgabe der ſonſtigen Beſchaffenheit des Geſtänd⸗

niſſes und der Gründe des Widerrufs ihm beigelegt werden

kann .

c . Die Verhandlung vor dem urtheilenden Richter iſt

überall öffentlich . Nur auf Antrag des Staatsanwalts ,

wenn er erweist , daß aus der Oeffentlichkeit Aergerniß oder

Verletzung der ſittlichen Schicklichkeit entſtehen würde , ge⸗

ſchieht die Verhandlung in Abweſenheit des Publikums , —

aber auch dann kann der Angeklagte die Anweſenheit einiger

Freunde verlangen , deren Anzahl der Präſident beſtimmt , —

auch können die Advocaten des Gerichts nicht entfent werden

( 9. 363 , 364 , 365 ) .

d . Die bisherige Beweistheorie erleidet nur darin

eine Abänderung , bezugsweiſe feſtere Beſtimmung :
4 ) daß der Beweis des objectiven Thatbeſtands durch

directe Beweismittel ( Geſtändniß , Zeugen , Augenſchein )

wenigſtens unterſtützt ſeyhn muß ;

2 ) daß der Beweis durch Anzeigungen GInzichten )

zu dem Beweiſe , wer der Thäter ſei , und der Zurechnung
( des ſubjectiven Thatbeſtandes ) als vollſtändig angenommen

werden kann , unter der Vorausſetzung , daß die Thatſache ,

welche der Inſtanz zu Grund liegt ( aus welcher die Inzicht
als Concluſion gefolgert wird ) mit directem Beweiſe unter⸗
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ſtützt iſt ( §. 464 ) , und daß der Anzeigungen mehrere ſind ,

daß der Angeſchuldigte ein ſolches Subject iſt , zu dem man

ſich der That verſehen kann , und endlich der objeetive That⸗

beſtand des Verbrechens und Vergehens in obiger Weiſe er⸗

wieſen iſt .

e . Zu jedem verurtheilenden Erkenntniſſe müſſen Ent⸗

ſcheſidungsgründe gegeben werden . Das verurthei⸗
lende Erkenntniß muß ausſprechen , welcher That der An⸗

geſchuldigte und in welchem Grade er ſchuldig und mit wel⸗

her Strafe er zu belegen ſei . — Die losſprechenden

Urtheile ſerfolgen zwar unter der einen Formel der Frei⸗
ſprechung , jedoch muß darin ausgeſprochen werden , ob die

Freiſprechung aus dem Grunde erfolgt , weil es an einer

ſtrafbaren That , oder an dem Beweife gegen den Thäter

fehlt , oder weil die Unſchuld des Thäters bewieſen iſt

( §. 431 ) .

f . Die Unterſuchung kann nach jedem freiſprechenden

Urtheile wieder aufgenommen werden , wenn neue

Beweismittel aufgefunden werden und das Gericht ſie für

hinreichend erkennt .

g . Der Recurs iſt nicht mehr auf den Unſchuldsrecurs

beſchränkt ; die Appellation iſt ordentliches Rechtsmittel .

Sie dient dazu , ſowohl die Beſchwerden gegen Mängel des

Verfahrens , als jene gegen den materiellen Inhalt des Ur⸗

theils auszuführen ; nur mit dem Unterſchiede , daß im letzten

Falle das Obergericht ſogleich reformiren kann , im andern

Falle aber die Sache an ein anderes Untergericht remittirt .

Die Appellation iſt ein gemeinſchaftliches Rechtsmittel , wel⸗

ches dem Angeklagten und dem Staatsanwalt zuſteht . Es iſt

jedoch beiderſeits auf die Fälle beſchränkt , wo die Verletzung

geſetzlicher Vorſchriften beſtimmt nachgewieſen werden

fann , und ift ausgeſchloſſen da , wo dieſes nicht möͤglich iſt ,

wo nämlich nach dem Geſetze das Ausmeſſen der Beweiskraft

der richterlichen Ueberzeugung überlaſſen iſt . Zuläaͤſſig iſt
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demnach die Appellation , wo erhebliche , d. h. auf das Urtheil

einwirkende Mängel des Verfahrens , ferner wo nachge⸗

wieſen wird , daß eine That als Verbrechen erkannt worden ,

die es nicht iſt , oder nicht erkannt worden , die es iſt , —

daß eine nicht geſetzliche Strafe erkannt , oder eine ge⸗

ſetzliche nicht erkannt worden , daß die geſetzlichen Be⸗

dingungen fehlen , unter welchen ein Beweis als vollſtändig

erkannt werden darf . Nicht zuläſſig aber iſt die Appellation ,

wenn es ſich nur darum handelt , die Stärke des Beweiſes ,

ſo weit das Mehr und Weniger dem Richter anheimgeſtellt

iſt , zu beurtheilen , oder den Grad der Strafe ſo weit das

Geſetz ein Minimum und Maximum ſtatuirt , zu bemeſſen .
—Die Apppellation beſchränkt fih daher niht crf eine blofe

Caſſation , ſondern umfaßt auch den materiellen Theil des

Erkenntniſſes , ſo weit er durch geſetzliche Merkmale be⸗

ſtimmbar iſt .
h . Die Wiederherſtellung , gleichbedeutend mit der

Wiederaufna hme der Unterſuchung , ſteht innerhalb der

Verjährungszeit des Verbrechens , ſowohl dem Ankläger
als dem Angeklagten zu , ſowohl wegen Entdeckung der

Falſchheit der Beweiſe und der Beſtechung der Richter , als

wegen aufgefundener neuer Beweiſe .
i . Die Begnadigung ſteht in jedem Stadium des Pro⸗

ceſſes und des Vollzugs dem Regenten zu . — Das Geſuch
um Begnadigung hat Suſpenſiveffect .

In dieſen Momenten findet ſich das Weſentliche des Pro⸗
ceſſes zuſammengefaßt . Denn dag Weitere , was die Erz

hebung des Beweiſes , die Vorſchriften wegen Erkennung
der perſönlichen Verhaftung , Abweſenheitsproceß , Voll⸗

ſtreckung und dergleichen betrifft , iſt theils Wiederholung ,
theils genauere Beſtimmung des Gemeinrechtlichen .
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